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S. Satz, Seite
sog. sogenannt
s.o., s.u. siehe oben, siehe unten
SAE Sammlung Arbeitsrechtlicher Entscheidungen (Zeitschrift)
SR Soziales Recht (Zeitschrift)
StGB Strafgesetzbuch
TAT Tribunal administratif du travail
TdL Tarifgemeinschaft deutscher Länder
TVG Tarifvertragsgesetz
u.a. unter anderem, und andere
UFO Unabhängige Flugbegleiter Organisation
usw. und so weiter
v. von
ver.di Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
VersR Versicherungsrecht (Zeitschrift)
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VG Verwaltungsgericht
vgl. vergleiche
VKA Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände
VO Verordnung
WHG Wasserhaushaltsgesetz
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis (Zeitschrift)
WSI Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut der

Hans-Böckler-Stiftung
WuW Wirtschaft und Wettbewerb
z.B. zum Beispiel
ZAF Zeitschrift für Arbeitsmarktforschung
ZBR Zeitschrift für Beamtenrecht
ZESAR Zeitschrift für Europäisches Sozial- und Arbeitsrecht
ZEuS Zeitschrift für europäische Studien
ZfA Zeitschrift für Arbeitsrecht
ZG Zeitschrift für die Gesetzgebung
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
zit. zitiert
ZLW Zeitschrift für Luft- und Weltraumrecht
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZTR Zeitschrift für Tarifrecht
ZVglRWiss Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft
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Einleitung

Problemstellung

Die deutsche Arbeitskampfordnung entbehrt einer gesetzlichen Regelung1

und wird als Richterrecht2 bezeichnet. Die hierzu geltenden Grundsätze
sind überwiegend von der Rechtsprechung, insbesondere vom Bundesver-
fassungsgericht (BVerfG) und vom Bundesarbeitsgericht (BAG) über Jahr-
zehnte hinweg entwickelt worden.3 Sämtliche bisher unterbreiteten Vor-
schläge zu einer gesetzlichen Regelung kollektiver Arbeitsstreitigkeiten sind
an „den politischen Gegebenheiten und Sachzwängen“4, aber auch an Be-
denken hinsichtlich eines Eingriffs in die verfassungsrechtlich geschützte Ta-
rifautonomie gescheitert.

Mit der Tarifautonomie wird den Sozialpartnern das Recht gewährt, alle
Fragen zur „Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingun-
gen“ durch Tarifverträge selbständig zu gestalten.5 Zur Erreichung dieses
Ziels – und nur dafür – dürfen sie ggf. auf kollektive Maßnahmen zurück-
greifen. Erforderlich ist dabei, dass der Einsatz dieser Maßnahmen einen
Bezug zum Tarifvertragsrecht aufweist. Hieraus ergibt sich unter anderem,
dass die Arbeitskampfmaßnahmen prinzipiell gegen den Verhandlungspart-
ner gerichtet werden sollen, auch wenn gewisse Begleitschäden nicht auszu-
schließen sind.

Dieser herkömmliche Rahmen von Arbeitskämpfen wird aber dort über-
schritten, wo nicht der eigentliche Verhandlungspartner, sondern gerade
Dritte besonders von der Kampfmaßnahme beeinträchtigt werden, wie dies
in Bereichen der sog. Daseinsvorsorge meistens der Fall ist. Konkret kolli-
diert in diesen Bereichen die Ausübung der Koalitionsfreiheit aus Art. 9
Abs. 3 GG mit weiteren, ebenso verfassungsrechtlich geschützten Grund-
rechten Dritter. Für die rechtliche Würdigung einer derartigen Konfliktlage
bedarf es unter Umständen anderer Grundsätze6 und möglichst klarer Spiel-
regeln7, die den Belangen der Drittbetroffenen Rechnung zu tragen haben.

A. 

I.

1 Sachs/Höfling, Art. 9 GG Rn. 103; Rieble, FA 2012, 130 (130).
2 Statt aller Rüthers, NZA 2010, 6 (9); Zachert, in: Oetker/Preis/Rieble (Hrsg.), 50 Jahre

Bundesarbeitsgericht, S. 577, 579 f.
3 Maunz/Dürig/Scholz, Art. 9 GG Rn. 168.
4 Dreier/Bauer, Art. 9 GG Rn. 95; ähnlich Höfling/Engels, NJW 2007, 3102 (3103);

Rüthers, NZA 2010, 6 (6).
5 BVerfG 20.10.1981, AP Nr. 31 zu § 2 TVG (B I 1); BAG 26. 4. 1988, AP Nr. 101 zu

Art. 9 GG Arbeitskampf (B II 1).
6 Franzen/Thüsing/Waldhoff, Arbeitskampf in der Daseinsvorsorge, S. 52 f.
7 Buchner, BB 2003, 2121 (2129); Rieble, DRiZ 2007, 340.
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So verwundert es nicht, dass die Problematik des Streiks in der Daseins-
vorsorge zu den Dauerthemen des Arbeitsrechts gehört.8 Sie ist aber keines-
wegs ausdiskutiert. Vielmehr bedarf es aufgrund der sich ständig verändern-
den Rahmenbedingungen – sowohl in tatsächlichter als auch in rechtlicher
Hinsicht – immer wieder neuer Antworten.9 So bestand die traditionelle
deutsche Lösung zur Verhinderung von Streiks in der Daseinsvorsorge da-
rin, auf den Einsatz von Beamten zu Streikarbeit zurückzugreifen10, d.h. die
entsprechenden Aufgaben von diesen erledigen zu lassen.11 Dies wurde
durch das BVerfG mit der Begründung korrigiert, dass es für eine solche
Maßnahme an einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage fehle.12 Aber
selbst wenn das BVerfG die Heranziehung von Beamten zur Streikarbeit als
zulässig bewertet hätte, würde dies nicht mehr viel dazu beitragen, die Bri-
sanz von Streiks in der Daseinsvorsorge zu entschärfen. Denn infolge der
Privatisierung vieler Staatsunternehmen und Stadtwerke, die den verfas-
sungsrechtlichen Auftrag für die Erfüllung der Daseinsvorsorge hatten, ist
der Einsatz von Beanten oft ohnehin keine Option mehr.13 Zur Verschär-
fung der Problematik des Streiks in der Daseinsvorsorge trug weiterhin die
Aufgabe der Tarifeinheit durch das BAG14 bei. Diese führte nämlich – gera-
de in Bereichen der Daseinsvorsorge – zur vermehrten Entstehung von Be-
rufsgruppengewerkschaften mit großem Streikpotenzial und zur Stärkung
ihrer Stellung in der Tariflandschaft.15

Die praktische Brisanz dieser Problematik kann nicht zuletzt an der
Streikstatistik der vergangenen Jahre abgelesen werden.16 Diese zeigt, dass
Betriebe der Daseinsvorsorge zunehmend bestreikt werden. Als Reaktion
hierauf ist in der Bevölkerung immer deutlicher der Wunsch erkennbar, die-

8 Schliemann, RdA 2012, 14 (14).
9 Vgl. Franzen/Thüsing/Waldhoff, Arbeitskampf in der Daseinsvorsorge, S. 8.

10 BVerwG 10.05.1984, AP Nr. 87 zu Art. 9 GG Arbeitskampf; BAG 10.09.1985, AP
Nr. 86 zu Art. 9 GG Arbeitskampf (m. Anm. Mayer-Maly); ausführlich hierzu Blatt-
ner, BB 2015, 2037 (2037 f.).

11 Franzen/Thüsing/Waldhoff, Arbeitskampf in der Daseinsvorsorge, S. 9.
12 BVerfG 02.03.1993, AP Nr. 126 zu Art. 9 GG Arbeitskampf (C.II.2.b).
13 So Blattner, BB 2015, 2037 (2037); ErfK/Linsenmaier, Art. 9 GG Rn. 134; Stegmüller,

NZA 2015, 723 (724).
14 Vgl. BAG 07.07.2010, AP Nr. 140 zu Art. 9 GG (m. Anm. Schmidt); 07.07.2010, AP

Nr. 143 zu Art. 9 GG.
15 Vgl. Bayreuther, NZA 2013, 704 (704); Hufen, NZA 2014, 1237 (1237); Greiner, DÖV

2013, 623 (629); Pflüger, RdA 2008, 185 (185); von Steinau-Steinrück/Sura, NZA 2014,
580 (583) m. w. N.

16 Vgl. Bundesagentur für Arbeit, Streikstatistik Deutschland – 2005 bis 2014, abrufbar
unter https://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Statistik-nach-Themen/
Beschaeftigung/Streik/Streik-Nav.html (zuletzt abgerufen am 09.03.2016); siehe
auch Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut der Hans Böckler Stiftung, Pressemit-
teilung v. 03.03.2016.
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sem Trend durch eine Fortentwicklung des Streikrechts entgegenzuwirken
und die Bürger besser vor Streikschäden zu schützen.17

Mit Blick darauf beschäftigen sich die folgenden Ausführungen mit der
Frage, inwieweit das Recht zur Förderung von Arbeits- und Wirtschaftsbe-
dingungen einschließlich des Streikrechts seine Wirksamkeit behalten könn-
te, ohne erhebliche Eingriffe in die Rechte der am Arbeitskampf unbeteilig-
ten Bürger zu verursachen. Umgekehrt ausgedrückt stellt sich die Frage, in-
wieweit die notwendige Grundversorgung der Bevölkerung während eines
Arbeitskampfes in der Daseinsvorsorge gewährleistet werden kann, ohne die
Effektivität und den Wesensgehalt der Kampfmaßnahme zu gefährden.

Praktisch wirft dieser Diskurs zwei konkreten Fragen auf: Erstens gilt es
zu überprüfen, ob Beschränkungen bzw. das Verbot von Streiks in der Da-
seinsvorsorge zum Schutz der Allgemeinheit gerechtfertigt wären. Wenn
diese erste Frage – zumindest grundsätzlich – bejaht wird, stellt sich zwei-
tens die Frage, wie derartige Beschränkungen erfolgen sollten. Beide Fragen
werden nicht nur in Deutschland diskutiert, sondern auch in anderen
Rechtsordnungen. Es soll daher untersucht werden, inwieweit sich die dort
gefundenen Lösungen auf das deutsche Recht übertragen lassen. Dabei darf
freilich nicht das nationale Recht isoliert betrachtet werden; vielmehr müs-
sen auch die supranationalen und völkerrechtlichen Grundrechtsregime im
europäischen Mehrebenensystem in den Blick genommen werden.

Aufbau und Gang der Untersuchung

Die vorliegende Untersuchung soll anhand der einschlägigen Entscheidun-
gen und Urteile sowie vor allem der Vorschläge zur gesetzlichen Regelung
von Arbeitskämpfen in der Daseinsvorsorge den oben beschriebenen Frage-
stellungen in Details nachgehen.

Zunächst sollen in einem allgemeinen Teil die Grundlagen des Streik-
rechts dargelegt werden. Es gilt hier, die Ausgestaltung des Grundrechts der
Koalitionsfreiheit nach deutschem Recht unter Berücksichtigung der unions-
und völkerrechtlichen Vorgaben zu analysieren. Dabei wird insbesondere
auf die Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen von Arbeitskämpfen und auf ihre
verfassungsimmanenten Schranken einzugehen sein. Dargestellt werden
auch die allgemeinen Vorgaben für das Streikrecht in den für die vorliegen-
de Untersuchung ausgewählten ausländischen Rechtsordnungen – nament-

II.

17 Dies belegen unter anderem die von Institut für Demoskopie Allensbach veröffent-
lichten Umfragewerte. Näher dazu bei Institut für Demoskopie Allensbach, Gewerk-
schaften und Streiks im Spiel der öffentlichen Meinung, Allensbacher Archiv, IfD-
Umfrage 10071, Mai 2011. Siehe auch aus der neueren Literatur etwa Meier,
GmbHR 2015, R337 (R337).
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lich in Frankreich, Kanada/Quebec und der Demokratischen Republik Kon-
go (dazu B.).

Im Anschluss daran wird das Phänomen von Streiks in den Bereichen der
Daseinsvorsorge vertieft betrachtet. Grundsätzlich soll es darum gehen,
einen Überblick über ausgewählte Streiks der vergangenen Jahre in diesen
Bereichen zu geben. Dafür bietet sich an, die inhaltliche Bedeutung des Be-
griffs der Daseinsvorsorge einschließlich der Zuordnungskriterien und Er-
scheinungsformen aus deutscher Perspektive zu erfassen. Ergänzt werden
soll dies durch einen Blickvergleich mit entsprechenden Begriffen aus aus-
ländischen Rechtsordnungen (dazu C.).

Hiervon ausgehend soll auf die rechtliche Problematik der Einschränkun-
gen des Streikrechts in der Daseinsvorsorge näher eingegangen werden. Dies
soll zunächst im Hinblick auf den status quo und den Meinungsstand in der
Rechtsprechung und Literatur geschehen. Anschließend werden die von
den Befürwortern von Streikrechtseinschränkungen eingebrachten Vorschlä-
ge zu einer möglichen Verschärfung der Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen
von Streiks in der Daseinsvorsorge dargestellt. Die Diskussion wird darüber
hinaus durch einen Überblick über die in ausgewählten ausländischen
Rechtsordnungen existierenden Regelungen ergänzt (dazu D.).

Auf dieser Basis sollen schließlich Überlegungen zu einer möglichen Fort-
entwicklung des deutschen Streikrechts angestellt werden. Ausgehend von
der Diskussion um die Einschränkbarkeit des Streikrechts in der Daseinsvor-
sorge und von der daran anschließenden Problematik dessen eventuellen
Verschärfung soll hier eine eigene Argumentationslinie entwickelt werden.
Ein besonderes Augenmerk gilt dabei der Frage, inwieweit die noch zu dis-
kutierende Fortentwicklung herbeigeführt werden könnte (dazu E.).

Schließlich werden in der Schlussbetrachtung die wichtigsten Ergebnisse
der Arbeit zusammengefasst.
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Koalitionsfreiheit und Streikrecht

Die Koalitionsfreiheit einschließlich des Streikrechts ist im Kontext der Ar-
beiter- und Gewerkschaftsbewegung als Antwort auf die „Schutzbedürftig-
keit der Arbeitnehmer“1 in den Arbeitsbeziehungen – insbesondere wäh-
rend des Industrialisierungsprozesses – entstanden.2 Ihre Gewährleistung
gilt als wichtigster Meilenstein für die Förderung der Arbeits-und Wirt-
schaftsbedingungen von Arbeitnehmern. Ihre Bedeutung im System des
Kollektivarbeitsrechts lässt sich schon durch die Stellung belegen, die sie in-
nerhalb des Grundrechtskatalogs sowohl auf internationaler Ebene als auch
in den meisten nationalen Rechtsordnungen einnimmt.

Die nachfolgenden Ausführungen befassen sich mit den Grundlagen der
Koalitionsfreiheit einschließlich des Streikrechts. Im Mittelpunkt soll die
Darstellung der Vorgaben des deutschen Verfassungsrechts für die Koaliti-
onsfreiheit in ihrer Auslegung durch das BVerfG und das BAG stehen (dazu
I.). Beleuchtet werden auch die einschlägigen völker- und unionsrechtlichen
Normen (dazu II.), die aufgrund der internationalen Verpflichtungen
Deutschlands „innerstaatliche Geltungskraft“3 im deutschen Rechtsraum er-
langen. Ergänzt werden diese Ausführungen durch einen Überblick über
entsprechende Vorgaben aus den ausländischen Rechtsordnungen (dazu
III.).

Vorgaben des deutschen Verfassungsrechts

Die Grundlage des deutschen Arbeitskampfrechts bildet Art. 9 Abs. 3 GG.
Dieser gewährleistet das Recht, Vereinigungen zur Wahrung und Förderung
der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen zu bilden. Daraus ergibt sich die
verfassungsrechtliche Gewährleistung der Koalitionsfreiheit einschließlich
des Einsatzes von Arbeitskampfmaßnahmen.

Aufgrund der „Untätigkeit des Gesetzgebers“4 erfolgt die inhaltliche Aus-
gestaltung dieses Grundrechts ausschließlich durch die Rechtsprechung.
Diese Rechtslage führt dazu, dass die Rechtsprechung der Arbeitsgerichte
eine große Rolle spielt. Die vom BAG auf Grundlage des Art. 9 Abs. 3 GG
entwickelten Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen wirken grundsätzlich darauf
hin, ein funktionierendes Tarifvertragssystem sicherzustellen und sind da-

B. 

I.

1 ErfK/Linsenmaier, Art. 9 GG Rn. 18.
2 Ausführlich dazu Kissel, Arbeitskampfrecht, § 2 Rn. 2ff.
3 Schmahl, JuS 2013, 961 (965).
4 Rüthers, NZA 2010, 6 (9).
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mit so begrenzt ausgestaltet, dass die Bundesrepublik Deutschland im inter-
nationalen Vergleich über ein restriktives Streikrecht verfügt.5

Sämtliche Arbeitskämpfe, die diese Anforderungen nicht erfüllen, stehen
nicht unter dem Schutz des Grundgesetzes. Allerdings lässt sich in der Ent-
wicklung der arbeitskampfrechtlichen Judikatur der vergangenen Jahre fest-
stellen, dass die Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen von Streiks immer mehr
gelockert werden.6 Dies und weitere sozial-ökonomische Aspekte sowie
auch der Einfluss europarechtlicher Vorgaben auf das deutsche Arbeitsrecht7

haben dazu beigetragen, dass die Zahl von Streiks ansteigt. In der Tagespres-
se wird deshalb berichtet, die Bundesrepublik befinde sich auf dem Weg in
eine „Streikrepublik Deutschland“8.

Nachfolgend soll zunächst die verfassungsrechtliche Ausgangslage des
deutschen Arbeitskampfrechts dargestellt werden (dazu 1.). Nur dadurch
lässt sich der enge Bezug des Arbeitskampfrechts zur Tarifautonomie erklä-
ren, bevor auf die Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen von Arbeitskampfmaß-
nahmen eingegangen wird (dazu 2.).

Verfassungsrechtliche Ausgangslage

Wie eingangs erwähnt ist die Anerkennung des Grundrechts der Koalitions-
freiheit des Art. 9 Abs. 3 GG als Anknüpfungspunkt des deutschen Arbeits-
kampfrechts unumstritten. Im Folgenden soll zunächst der Begriff der „Ko-
alitionen“ kurz erläutert und der Schutzbereich des Art. 9 Abs. 3 GG be-
stimmt werden. Im Anschluss daran wird das Verhältnis des Arbeitskampf-
rechts zur Tarifautonomie dargestellt. Erläutert werden auch die verfassungs-
immanenten Schranken der Tarifautonomie.

Koalitionen im Sinne des Art. 9 Abs. 3 GG

Der Grundrechtsschutz aus Art. 9 Abs. 3 GG ist ausdrücklich auf die „Wah-
rung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen“ durch „Ver-
einigungen“ angelegt. Eine genaue Erläuterung dieser beiden Schlüsselwör-
ter stellt den ersten Schritt zu einem besseren Verständnis des Grundrechts
der Koalitionsfreiheit dar.

1.

a)

5 Kerwer, EuZA 2008, 335 (349) m. w. N.; ebenso Krejci, Recht auf Streik, S. 14.
6 Ähnlich Baeck/Winzer/Kramer, NZG 2015, 1063 (1063).
7 Auf die „Europäisierung des deutschen Arbeitsrechts“ verweist u. a. Nußberger, RdA

2012, 270 (270).
8 Vgl. nur Die Welt v. 23.04.2015; SPIEGEL ONLINE v. 13.05.2015.
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Allgemeine Begriffsbestimmung

Der Begriff der „Koalition“ wird im Verfassungstext nicht verwendet. Art. 9
Abs. 3 GG lässt sich nur der Begriff der „Vereinigungen“ ausdrücklich ent-
nehmen. Rechtsprechung und Literatur verwenden allerdings weitgehend
den Begriff der Koalition. Koalitionen werden als „Zusammenschlüsse von
Arbeitgebern oder Arbeitnehmern zur Wahrung und Förderung der Arbeits-
und Wirtschaftsbedingungen“ umschrieben.9

Diese sind auf freiwilliger und privatrechtlicher Grundlage10 zu bilden
und müssen eine gewisse Kontinuität oder Dauerhaftigkeit11 aufweisen.
Zwingend soll der Zweck einer Koalition auf die Wahrnehmung der Interes-
sen von Arbeitnehmern oder Arbeitgebern und die Förderung der Arbeits-
und Wirtschaftsbedingungen gerichtet sein. Als weitere Kriterien werden die
Gegnerfreiheit und Gegnerunabhängigkeit, die Überbetrieblichkeit, eine
hinreichende Durchsetzungsfähigkeit sowie die Tarifwilligkeit und Arbeits-
kampfbereitschaft diskutiert.12 Die Frage nach dem Sinn und Umfang die-
ser einzelnen Voraussetzungen soll im Folgenden nur knapp behandelt wer-
den, wobei vorher darauf hinzuweisen ist, dass ihre Bewertung in der Litera-
tur umstritten ist.

Die Gegnerfreiheit zielt darauf ab, Koalitionen von sog. Harmoniever-
bänden, d.h. Vereinigungen, die durch eine gemischte Zusammensetzung
von Sozialpartnern geschaffen worden sind13, abzugrenzen. Gefordert wird
auch eine deutliche Unabhängigkeit14, damit die Koalition die Interessen
ihrer Mitglieder ohne Einflussnahme der Gegenseite, insbesondere in finan-
zieller, personeller oder organisatorischer Hinsicht, wirksam und nachhaltig
vertreten kann.15 Daraus wird von der wohl überwiegenden Meinung abge-
leitet, dass die Unabhängigkeit einer Koalition am besten durch das Erfor-
dernis der Überbetrieblichkeit gesichert werden könne, es sei denn sie werde
wegen der Beschränkung der Koalitionsbetätigung auf ein einziges Unter-

aa)

9 Maunz/Dürig/Scholz, Art. 9 GG Rn. 194; siehe auch Brox/Rüthers/Henssler, Arbeits-
recht, Rn. 628; Moll/Hamacher, MAH ArbR, § 71 Rn. 3; Junker, Grundkurs Arbeits-
recht, Rn. 450.

10 Vgl. HWK/Hergenröder, Art. 9 GG Rn. 33; Wollenschläger, Arbeitsrecht, Rn. 530.
11 Gamillscheg, Kollektives Arbeitsrecht, S. 396; Maunz/Dürig/Scholz, Art. 9 GG

Rn. 213; Seiter, Streikrecht und Aussperrungsrecht, S. 79; Schaub/Treber, ArbR-HdB,
§ 188 Rn. 13.

12 BVerfG 01.03.1979, AP Nr. 1 zu § 1 MitbestG (C IV 1); vgl. auch Müller, Arbeits-
kampf und Recht, S. 147 f.

13 Junker, Grundkurs Arbeitsrecht, Rn. 454.
14 Brox/Rüthers/Henssler, Arbeitsrecht, Rn. 632; Sachs/Höfling, Art. 9 GG Rn. 59.
15 Vgl. BVerfG 01.03.1979, AP Nr. 1 zu § 1 MitbestG (C IV 1) m. Anm. Wiedemann;

20.10.1981, AP Nr. 31 zu § 2 TVG (B I 1); BAG 14.12.2004, AP Nr. 1 zu § 2 TVG
Tariffähigkeit (B III 1 d) m. Anm. Buchner.
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nehmen nicht gefährdet.16 Andere Merkmale des Koalitionsbegriffs sind
ebenfalls umstritten: Das gilt etwa für die Durchsetzungsfähigkeit oder Ver-
bandsmacht sowie die Tarifwilligkeit und die Bereitschaft zum Arbeits-
kampf. Nach überwiegender Auffassung sind dies keine zwingenden Voraus-
setzungen einer Koalition17, sondern Voraussetzungen der Tariffähigkeit
nach § 2 Abs. 1 TVG18 und spielen eine nachgelagerte Rolle, nämlich bei
der Frage der Arbeitskampffähigkeit.

Im Ergebnis lassen sich unter den Begriff der „Koalition“ nach Art. 9
Abs. 3 GG nur Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände sowie die jeweili-
gen Spitzenorganisationen subsumieren.19 Auf Seite der Arbeitnehmer sind
es nicht nur die nach § 2 Abs. 1 TVG tariffähigen Koalitionen – Gewerk-
schaften –, sondern sämtliche Verbände, denen die oben geschilderte Koali-
tionseigenschaft zuerkannt wird.

Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen als Grenzziehungsmerkmal

Der Begriff der „Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen“ wurde bereits bei
der Definition der Koalitionen als deren wichtiges Abgrenzungskriterium20

gegenüber Vereinigungen i.S. des Art. 9 Abs. 1 GG hervorgehoben. Er bildet
damit den Rahmen, innerhalb dessen die noch zu analysierende Koalitions-
betätigung ausgeübt werden darf und gilt daher als klares Grenzziehungs-
merkmal.

Unter „Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen“ wird in der Literatur „die
Gesamtheit der Bedingungen [verstanden], unter denen abhängige Arbeit
geleistet und eine sinnvolle Ordnung des Arbeitslebens ermöglicht wird“.21

Konkreter ausgedrückt handelt es sich bei „Arbeitsbedingungen“ um we-
sentliche Fragen, die im unmittelbaren Zusammenhang mit einem Arbeits-
verhältnis stehen, wie Löhne, Arbeitszeit und -schutz sowie Urlaubsregelun-

bb)

16 HWK/Hergenröder, Art. 9 GG Rn. 47; ebenso Jarass/Pieroth, Art. 9 GG Rn. 35; Hö-
mig/Bergmann, Art. 9 GG, Rn. 12; Sachs/Höfling, Art. 9 GG Rn. 60; Richardi/Bayreu-
ther, Kollektives Arbeitsrecht, § 2 Rn. 35; Maunz/Dürig/Scholz, Art. 9 GG Rn. 212;
a.A Löwisch/Rieble, TVG, § 1 Rn. 133; Picker, ZfA 2011, 557 (588); Sodan, Art. 9 GG
Rn. 20.

17 Dreier/Bauer, Art. 9 GG Rn. 79 f. (m.w.N.); Gamillscheg, Kollektives Arbeitsrecht,
S. 427 f.; Sachs/Höfling, Art. 9 GG Rn. 61; Stern/Becker/Rixen, Art. 9 GG Rn. 36;
teilweise zustimmend Maunz/Dürig/Scholz, Art. 9 GG Rn. 217 f.
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